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I. BUNDESGESETZBLATT 

 
BGBl I 139/2024 

Bundesgesetz, mit dem das EU-Qualitätsregelungen-Durchführungsgesetz und das Gesundheits- und Ernährungssicher-
heitsgesetz geändert werden (weitere Aufgaben des Bundesamts für Verbrauchergesundheit; Zuständigkeit für die Zulassung 
von Kontroll- bzw Zertifizierungsstellen; Anpassungen eines Gremiums zur Harmonisierung der amtlichen Kontrolle) 

 

BGBl I 140/2024 

Bundesgesetz, mit dem das Druckgerätegesetz geändert und ein Bundesgesetz, mit dem die innerstaatlichen Anforderungen 
der Verordnung (EU) 2016/1628 in Bezug auf die Emissionsgrenzwerte für gasförmige Schadstoffe und luftverunreinigende 
Partikel und die Typgenehmigung für Verbrennungsmotoren für nicht für den Straßenverkehr bestimmte mobile Maschinen und 
Geräte festgelegt werden (Mot-G), erlassen wird (Sicherstellung einer effizienten reaktiven und aktiven Marktüberwachung; 

Festlegung der Behördenzuständigkeiten für Typgenehmigungen) 

 

BGBl II 248/2024 

Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz zur Bekämpfung und Tilgung der 
Blauzungenkrankheit (Blauzungenkrankheit-Bekämpfungsverordnung – BZK-BVO) 

 

BGBl II 249/2024 (Anlage)  

Verordnung der Bundesministerin für Landesverteidigung über die militärischen Auszeichnungen (Militärauszeichnungsver-
ordnung 2024 – MAVO 2024) 

 
BGBl II 250/2024 

Verordnung des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft, Regionen und Wasserwirtschaft, mit der die DAC-Verordnung 
„Wiener Gemischter Satz“, die DAC-Verordnung „Vulkanland Steiermark“, die DAC-Verordnung „Weststeiermark“, die DAC-
Verordnung „Südsteiermark“, die DAC-Verordnung „Thermenregion“, die DAC-Verordnung „Kremstal“, die DAC-Verordnung 
„Eisenberg“, die Obstweinverordnung, die Verordnung über einen Tarif für die Erteilung der staatlichen Prüfnummer, die Wein-
gesetz-Kontrollverordnung, die Kostverordnung, die Rebsortenverordnung 2018, die Weinbezeichnungsverordnung, die 
Banderolenverordnung und die Kellerbuchverordnung geändert werden sowie die Weingesetz-Formularverordnung und die 
DAC-Verordnung „Kamptal“ neu erlassen werden (Weinrecht-Sammelverordnung 2024) 
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BGBl II 251/2024 

Verordnung des Bundesministers für Inneres, mit der die Nebenbeschäftigungsverordnung – Inneres geändert wird 

 

BGBl II 252/2024 

Verordnung der Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie über Ausnahmen 
vom Wochenend- und Feiertagsfahrverbot 

 

BGBl II 253/2024 (Anlage)  

Verordnung des Bundesministers für Inneres, mit der die Nationales Sicherheitsprogramm-Verordnung geändert wird 

 

BGBl II 254/2024 

Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz über nähere Bestimmungen zu 
Transportfähigkeit, Transportmittel und zusätzliche Bedingungen für lange Beförderungen von Tieren 

 

II. AMTSBLATT DER EU 

 
Keine Rechtsakte mit Gesetzgebungscharakter im Berichtszeitraum. 

 

III. VFGH, VWGH, VERWALTUNGSGERICHTE 

 

A. VERFASSUNGSGERICHTSHOF 

 
11.06.2024, E 686/2024 

AsylG; Verletzung im Recht auf Gleichbehandlung von Fremden untereinander betreffend die Nichtzuerkennung des Asyl-
status an eine minderjährige afghanische Staatsangehörige; keine Auseinandersetzung mit dem Fluchtvorbringen und den Län-
derberichten betreffend die Situation von minderjährigen Mädchen sowie die Zugehörigkeit zur Volksgruppe der Hazara 

 

13.06.2024, E 1338/2024 

NamensänderungsG; keine Verletzung verfassungsrechtlicher Rechte durch die Abweisung eines Antrags auf Änderung des 
Familiennamens in Teuer; keine „Gebräuchlichkeit“ des beantragten Wunschnamens iSd NamensänderungsG auf Grund der 
(bloß fallweisen) ca vierjährigen Verwendung; Relevanz der orthografischen Schreibweise eines Familiennamens für die „Ge-
bräuchlichkeit“; Prüfung einer Änderung der Schreibweise des beantragten Familiennamens im Sprachgebrauch sowie eines 
eigenständigen – im Inland nicht gebräuchlichen – Wunschnamens ist eine einfachgesetzliche Frage 

 

26.06.2024, E 3792/2023 

VersammlungsG; Verletzung im Gleichheitsrecht durch Verhängung einer Verwaltungsstrafe nach dem VersammlungsG; 
Unzulässigkeit der Qualifikation der (vier) Teilnehmer der Versammlung als verantwortliche Veranstalter lediglich mangels Fest-
stellbarkeit eines Veranstalters 
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B. VERWALTUNGSGERICHTSHOF 

 
08.08.2024, Ra 2022/10/0157 

Sbg NaturschutzG; zur Frage des Vorkommens einer Haselmauspopulation durfte sich das VwG nicht bloß auf zwei Ein-
träge in der Biodiversitätsdatenbank aus 2013 stützen; zudem war die Entscheidung hinsichtlich des Vorkommens anderer 
Tiere im Projektgebiet, welches zur Untersagung des Vorhabens führen könnte, nicht ausreichend begründet; das zoologische 
Gutachten vermag die Feststellungen des VwG nicht zu tragen; keine ausreichende Auseinandersetzung mit den Äußerungen 
der Sachverständigen und dem Beschwerdevorbringen der Landesumweltanwaltschaft  

 

C. VERWALTUNGSGERICHTE 

 
BVwG 21.08.2024, W258 2246325-1 

DatenschutzG; die Bf begehren die Feststellung einer Verletzung des Rechts auf Geheimhaltung durch die Durchführung von 
COVID-19 Selbsttests als Voraussetzung für die Teilnahme am Schulunterricht in Präsenz; Unzuständigkeit der Datenschutz-
behörde für die Behandlung der Datenschutzbeschwerde mangels Anwendbarkeit der DSGVO bzw der einfachgesetzlichen 
Bestimmungen des DatenschutzG; Entscheidung in der Sache selbst durch das BVwG mangels Weiterleitung der Beschwerde 
iSd § 6 Abs 1 AVG 

 

LVwG Oö 25.07.2024, LVwG-851975 

GewO; Nachbarn haben im Verfahren zur Genehmigung einer IPPC-Anlage keine zusätzliche, über § 74 Abs 2 GewO hinaus-
gehende Parteistellung; der durch das IPPC-Verfahren vorgesehene Schutzanspruch ist – trotz teilweiser unterschiedlicher 
Formulierungen – deckungsgleich mit dem Schutz vor Gesundheitsgefährdung und Belästigung sowie dem Eigentumsschutz 
gem § 74 Abs 2 Z 1 und 2 leg cit 

 

IV. GERICHTSHOF DER EUROPÄISCHEN UNION 

 

A. GERICHTSHOF 

 
19.09.2024, Rs C-501/23, Finanzamt Wilmersdorf (Actifs d’indépendant) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Justizielle Zusammenarbeit in Zivilsachen – Insolvenzverfahren – Verordnung (EU) 
2015/848 – Art 3 – Internationale Zuständigkeit – Mittelpunkt der hauptsächlichen Interessen einer natürlichen Person, die 
eine selbständige Tätigkeit ausübt – Begriff ‚Hauptniederlassung‘ – Begriff ‚Niederlassung‘ – Vorsitzender des Aufsichtsrats 

einer Aktiengesellschaft 

 

19.09.2024, Rs C-350/23, Agrarmarkt Austria 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Landwirtschaft – Gemeinsame Agrarpolitik – Regeln für Direktzahlungen – Delegierte 
Verordnung (EU) Nr 639/2014 – Beihilfeantrag für Tiere – Art 53 Abs 4 – Bedingungen für die Gewährung gekoppelter Stüt-
zungsmaßnahmen für Rinder – Verordnung (EG) Nr 1760/2000 – Art 7 – Registrierung von Rindern – Entscheidung 
2001/672/EG – Art 2 Abs 2 und 4 – Auftrieb von Rindern auf die Sommerweide in Berggebieten – Verspätete Meldung – Dele-
gierte Verordnung (EU) Nr 640/2014 – Art 2 Abs 1 Unterabs 2 Nrn 2, 15, 16 und 18 – Art 30 Abs 4 Buchst c – Ermitteltes Tier 
– Kürzung der gekoppelten Stützung – Art 15 Abs 1 – Art 34 – Verwaltungssanktionen – Mitteilung des Versäumnisses einer 
Eintragung 

 

19.09.2024, Rs C-439/23, Consiglio nazionale delle Ricerche 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Sozialpolitik – Richtlinie 1999/70/EG – EGB-UNICE‑CEEP-Rahmenvereinbarung über 
befristete Arbeitsverträge – Paragraf 4 – Grundsatz der Nichtdiskriminierung – Einstellung eines befristet beschäftigten 
Arbeitnehmers als Dauerbeschäftigten – Bestimmung des Dienstalters – Keine Berücksichtigung von Beschäftigungszeiten, die 
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im Rahmen von befristeten Arbeitsverträgen zurückgelegt wurden, die vor Ablauf der Frist für die Umsetzung der Richtlinie 
1999/70 geschlossen wurden – Unmittelbare Anwendung auf die künftigen Wirkungen einer unter dem alten Recht entstande-
nen Rechtsposition 

 

19.09.2024, Rs C-273/23, Autorità per le Garanzie nelle Comunicazioni ua (Critère de substituabilité) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Elektronische Kommunikationsnetze und ‑dienste – Universaldienst und Nutzerrechte 
– Richtlinie 97/33/EG – Art 5 – Richtlinie 2002/22/EG – Art 13 – Finanzierung der Universaldienstverpflichtungen – Begriff 
der ‚unzumutbaren‘ Belastung – Bestimmung der Unternehmen, die sich am Verfahren zur Finanzierung der Nettokosten dieser 
Verpflichtungen beteiligen – Nationale Regelung, die die Beteiligung der Mobilfunkbetreiber an diesem Verfahren vorsieht – 
Kriterien – Grad der Austauschbarkeit von Festnetztelefonie- und Mobilfunkdiensten 

 

19.09.2024, Rs C-264/23, Booking.com und Booking.com (Deutschland) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Wettbewerb – Art 101 AEUV – Vereinbarungen zwischen Unternehmen – Verträge zwi-
schen einer Online-Buchungsplattform und Hoteliers – Bestpreisklauseln – Nebenabrede – Gruppenfreistellung – Vertikale 
Vereinbarungen – Verordnung (EU) Nr 330/2010 – Art 3 Abs 1 – Abgrenzung des relevanten Marktes 

 

19.09.2024, Rs C-236/23, Matmut 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung – Richtlinie 2009/103/EG – Art 3 und 13 – Versi-
cherungsvertrag, der auf der Grundlage einer vorsätzlich falschen Angabe über den gewöhnlichen Fahrer geschlossen 
wurde – Nationale Regelung, nach der einem ‚geschädigten Fahrzeuginsassen‘, der zugleich Versicherungsnehmer ist, die 
Nichtigkeit des Versicherungsvertrags entgegengehalten werden kann, die sich aus einer von diesem Fahrzeuginsassen zum 
Zeitpunkt des Vertragsschlusses gemachten falschen Angabe ergibt – Rechtsmissbrauch – Regress gegen den Versiche-
rungsnehmer, um dessen Haftpflicht wegen seiner vorsätzlich falschen Angabe geltend zu machen 

 

19.09.2024, Rs C-88/23, Parfümerie Akzente 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Elektronischer Geschäftsverkehr – Dienste der Informationsgesellschaft – Richtlinie 
2000/31/EG – Koordinierter Bereich – Art 2 Buchst h – Onlinewerbung und Onlineverkauf kosmetischer Mittel – Ausschluss 
der Kennzeichnungspflichten, die auf von einem Anbieter von Diensten der Informationsgesellschaft beworbene und ver-
kaufte Waren Anwendung finden, vom koordinierten Bereich – Richtlinie 75/324/EWG – Art 8 Abs 2 – Verordnung (EG) Nr 
1223/2009 – Art 19 Abs 5 – Befugnis des Bestimmungsmitgliedstaats, die Verwendung einer Sprache seiner Wahl vorzuschrei-
ben 

 

19.09.2024, Rs C-23/23, Kommission/ Malta (Dérogation à des fins de recherche) 

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats – Richtlinie 2009/147/EG – Erhaltung der wildlebenden Vogelarten – Art 5, Art 8 
Abs 1 und Art 9 Abs 1 – Abweichende Regelung, die den Lebendfang von sieben Wildfinkenarten zulässt – Abweichungsbe-

fugnis der Mitgliedstaaten zu Forschungszwecken – Voraussetzungen 

 

19.09.2024, verb Rs C-512/22 P u C-513/22 P, Fininvest/ EZB ua 

Rechtsmittel – Wirtschafts- und Währungspolitik – Aufsicht über Kreditinstitute – Richtlinie 2013/36/EU – Verordnung 
(EU) Nr 1024/2013 – Der Europäischen Zentralbank (EZB) übertragene besondere Aufsichtsaufgaben – Beurteilung des Er-

werbs von qualifizierten Beteiligungen – Ablehnung des Erwerbs einer qualifizierten Beteiligung 

 

19.09.2024, Rs C-391/21 P, Falqui/ Parlament 

Rechtsmittel – Institutionelles Recht – Einheitliches Statut des Europaabgeordneten – In italienischen Wahlkreisen ge-
wählte Europaabgeordnete – Erlass eines Ruhegehälter betreffenden Beschlusses durch die italienische Abgeordnetenkammer 
– Änderung der Höhe der Ruhegehälter der nationalen italienischen Abgeordneten – Entsprechende Änderung der Höhe 
der Ruhegehälter bestimmter ehemaliger, in Italien gewählter Europaabgeordneter durch das Europäische Parlament – Aus-
tausch der Beschlüsse des Parlaments – Fortbestand des Rechtsschutzinteresses an der Aufhebung des Urteils des Gerichts 

der Europäischen Union 
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19.09.2024, Rs C-198/21 P, Santini ua/ Parlament 

Rechtsmittel – Institutionelles Recht – Einheitliches Statut des Europaabgeordneten – In italienischen Wahlkreisen ge-
wählte Europaabgeordnete – Erlass eines Ruhegehälter betreffenden Beschlusses durch die italienische Abgeordnetenkammer 
– Änderung der Höhe der Ruhegehälter der nationalen italienischen Abgeordneten – Entsprechende Änderung der Höhe 
der Ruhegehälter bestimmter ehemaliger, in Italien gewählter Europaabgeordneter durch das Europäische Parlament – Aus-
tausch der Beschlüsse des Parlaments – Fortbestand des Rechtsschutzinteresses an der Aufhebung des Urteils des Gerichts 
der Europäischen Union 

 

19.09.2024, Rs C-725/20 P, Coppo Gavazzi ua/ Parlament 

Rechtsmittel – Institutionelles Recht – Einheitliches Statut des Europaabgeordneten – In italienischen Wahlkreisen ge-
wählte Europaabgeordnete – Erlass eines Ruhegehälter betreffenden Beschlusses durch die italienische Abgeordnetenkammer 
– Änderung der Höhe der Ruhegehälter der nationalen italienischen Abgeordneten – Entsprechende Änderung der Höhe 
der Ruhegehälter bestimmter ehemaliger, in Italien gewählter Europaabgeordneter durch das Europäische Parlament – Aus-
tausch der Beschlüsse des Parlaments – Fortbestand des Rechtsschutzinteresses an der Aufhebung des Urteils des Gerichts 
der Europäischen Union 

 

B. SCHLUSSANTRÄGE 

 
19.09.2024, Rs C-809/23, Sumitomo Chemical Agro Europe (GA Sánchez-Bordona) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Biozidprodukte – Zulassung zur Bereitstellung auf dem Markt – Verordnung (EU) Nr 
528/2012 – Antrag auf Zugang zu Informationen über ein zugelassenes Produkt – Richtlinie 2003/4/EG – Bestimmung der 
anwendbaren Vorschrift – Vertraulichkeit – Geschäftsgeheimnisse – Umfang des Zugangs zu Informationen 

 

19.09.2024, Rs C-253/23, ASG 2 (GA Szpunar) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Wettbewerb – Schadensersatzklagen wegen Zuwiderhandlungen gegen Wettbewerbs-
regeln – Richtlinie 2014/104/EU – Gebündelte Einziehung von Schadensersatzansprüchen – Wirksamkeit von Abtretun-
gen an einen Rechtsdienstleister – Unanwendbarkeit des nationalen Rechts, das der Wirksamkeit solcher Abtretungen ent-

gegensteht 

 

C. GERICHT 

 
Keine Urteile im Berichtszeitraum. 

 

V. EUROPÄISCHER GERICHTSHOF FÜR MENSCHENRECHTE 

 
17.09.2024, Beschwerde Nr 52232/20, P.J und R.J./Schweiz 

Verletzung von Art 8 EMRK (Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens); Ausweisung des ersten Bf für fünf Jahre 
nach seiner Verurteilung wegen eines schweren Drogendelikts; Versäumnis der inländischen Gerichte, in Anwendung der Rsp 
des Gerichtshofs eine sorgfältige Abwägung der auf dem Spiel stehenden individuellen und öffentlichen Interessen vorzuneh-
men; keine gebührende Gewichtung der maßgeblichen Gesichtspunkte; Verhängung einer bedingten Strafe auf Bewährung; 
geringes Maß an Schuld; Fehlen von Vorstrafen; gutes Verhalten nach der Verurteilung; Bf stellt keine Gefahr mehr für die 
öffentliche Sicherheit dar; nachteilige Auswirkungen der Ausweisung auf seine Ehefrau (zweite Bf) und seine Töchter 
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17.09.2024, Beschwerde Nr 16678/22, C.O./Deutschland 

Keine Verletzung von Art 6 EMRK (Recht auf faires Verfahren); keine Anhaltspunkte dafür, dass die entsprechenden Fest-
stellungen nach innerstaatlichem Recht für die Beurteilung der strafrechtlichen Verantwortlichkeit der Mitverdächtigen entbehr-
lich waren; Strafgerichte haben keine Feststellungen zur „Schuld“ des Antragstellers iSd innerstaatlichen Strafrechts getroffen; 

keine bindende oder präjudizierende Wirkung der angegriffenen Aussagen auf das Verfahren gegen den Bf 
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DISCLAIMER 
 
Bundesgesetzblatt: BGBl I vollständig; im Übrigen erfolgt eine Auswahl nach den Forschungsschwerpunkten der Institute, 
Aktualität und Relevanz. 
Amtsblatt der EU: Aufgenommen werden sämtliche „Gesetzgebungsakte“; bei den „Rechtsakten ohne Gesetzescharakter“ 
sowie den „Mitteilungen und Bekanntmachungen“ erfolgt eine Auswahl nach den Forschungsschwerpunkten der Institute, Ak-
tualität und Relevanz. 
Verfassungsgerichtshof: Erkenntnisse (mit Ausnahme von „Serien“) vollständig, bei den Beschlüssen erfolgt eine Auswahl 
nach Relevanz.* 
Verwaltungsgerichtshof und Verwaltungsgerichte: Auswahl nach Forschungsschwerpunkten der Institute (insb Baurecht, 
Energierecht, Gewerberecht, Hochschulwesen, Polizeirecht, Raumordnung, Technikrecht, Umweltrecht, Verwaltungsverfahren, 
Verwaltungsstrafrecht, Verwaltungsgerichtsbarkeit, Entscheidungen mit europarechtlicher Relevanz), Aktualität und Relevanz. 
Gerichtshof der EU: Vollständige Auflistung der Urteile und Schlussanträge.* 
Gericht der EU: Aufgenommen werden sämtliche Urteile mit Österreich-Bezug sowie Nichtigkeitsklagen gem Art 263 AEUV.* 
Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte: Urteile der Großen Kammer vollständig, Urteile und Beschlüsse einer Kam-
mer mit Österreich-Bezug vollständig, sonstige Entscheidungen nach Aktualität und Relevanz. 
 
* Die amtliche Auswertung (Leitsätze) des jeweiligen Gerichts wird wörtlich übernommen. 
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